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Kapitalismus« - auf diejenige »Revolution« zielte, »die 
die Selbsttätigkeit der Massen in allen Bereichen des 
gesellschaftlichen Lebens weckt« (ebd.). Dabei ver­
band er die spezifischen Motive der Jugendrebellion 
mit der Autoritarismus- und Kulturindustrie.:rhese 
der Kritischen Theorie, indem er die konstitutive Be­
deutung des antiautoritären »Erziehungsprozesses« 
für diese Neue Linke betonte: "Wir in einer autoritä­
ren Gesellschaft aufgewachsenen Menschen haben 
nur eine Chance, unsere autoritäre Charakterstruktur 
aufzubrechen, wenn wir es lernen, uns in dieser Ge­
sellschaft zu bewegen als Menschen, denen diese Ge­
sellschaft gehört, denen sie nur verweigert wird durch 
die bestehende Macht- und Herrschaftsstruktur des 
Systems« (ebd., 21). Es ging ihm zunächst darum, 
durch gezielte direkte »Aktionen« an »dem Punkt der 
funktionalen Beherrschung der Massen durch die Ma­
nipulation«, also etwa durch die Kampagne zur Ent­
eignung des medienbeherrschenden Springer-Kon­
zerns, »aus der Minderheit tendenziell eine Majorität 
zu machen« (ebd., 22). Unter dem die Verknüpfungs­
absicht noch deutlicher aussprechenden Losungswort 
vom » antiautoritär-revolutionären Lager« formuliert 
Dutschke das bleibende Schlagwort seines strategi­
schen Entwurfs: »Der lange Marsch durch die Institu­
tionen ist die subversive Verwertung der Widersprü­
che und Möglichkeiten in und außerhalb des staat­
lich-gesellschaftlichen Gesamtapparats, um diesen in­
nerhalb eines langen Prozesses zu zerstören« (ebd., 
22t). Wie auf diesem »langen Marsch« (vgl. die gleich­
namige Zeitschrift, Berlin/W 1973ft) die antiautori­
tär-revolutionäre Radikalität erhalten bleiben sollte, 
wurde unter dem Druck einer repressiven Gegenmo­
bilisierung, die Ostern 1968 im Attentat auf Rudi 
Dutschke gipfelte, noch nicht als Problem formuliert. 

Hans-Jürgen KRAHL, für die auf Frankfurt als politi­
sches Zentrum bezogenen Diskussionszusammen­
hänge der Studentenbewegung stärker prägend und 
gelegentlich zum »Theoretiker der antiautoritären Be­
wegung« erklärt (Claussen 1985, 410), lehnte »nicht 
die Legalität, wohl aber jede Mitarbeit in den traditio­
nellen Institutionalisierungen des Politischen ab, weil 
diese eine alle emanzipatorische Selbsttätigkeit er­
stickende Funktion haben« (1971, 193). Um nicht in 
die »kleinbürgerlichen Erscheinungsformen« der 
»Antinomien des antiautoritären Bewußtseins« zu­
rückzufallen (ebd., 304), müsse die Bewußtseinsavant­
garde, die LENIN in seinem Parteikonzept habe vor­
aussetzen können, erst durch »Bewußtseinsgruppen« 
konstituiert werden (ebd., ISSt). Das Scheitern dieser 
nur außerinstitutionell und letztlich psychologisch 
zu suchenden Alternative, der es »primär um die Her­
ausbildung einer emanzipatorischen Selbsttätigkeit 
antiautoritärer Sensibilität« geht (ebd., 193), mußte, 
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wie Krahl im Herbst 1969 selbstkritisch formulierte, 
in den Praxisverlust aufgrund »verabsolutierter 
Emanzipationsansprüche« oder in die Sackgasse »sek­
tiererisch verdinglichter Organisationsformen« führen 
(ebd., 307). 

In Frankreich entziehen sich Daniel und Gabriel 
COHN-BENDIT nach der Niederlage des Mai 1968 der 
von Dutschke und Krahl herausgearbeiteten Alterna­
tive, indem sie in einer genialischen Formulierung 
global den »Linksradikalismus« als Heilmittel für die 
»Alterskrankheit des Kommunismus« empfehlen 
(Cohn-Bendit 1968), ohne aber selbst Elemente einer 
antiautoritär-revolutionären Strategie zu umreißen 
oder die Frage danach aufzuwerfen. 

Unter den charismatischen Führern, die der anti­
autoritäre Impuls paradoxerweise hervorbrachte, hat 
vor allem DUTSCHKE versucht, durch eine erneuerte 
Konzeption einer organisierten revolutionären Politik 
»Lenin auf die Füße zu stellen« (1974) und eine eigen­
ständige marxistische Position zu gewinnen, die sich 
vom autoritären Sozialismus absetzte, ohne bei fernen 
Vorbildern (Maoismus, Guevarismus) oder abgerisse­
nen Traditionssträngen des offiziellen Marxismus 
(Trotzkismus) einen trügerischen Halt zu suchen. 
Trotz politischer Kühnheit, verbunden mit intellek­
tueller Strenge, blieb vieles unausgearbeitet und unbe­
stimmt -worin angesichts des kollektiven Aufbruchs­
gefühls und der Erwartungshaltung der jungen aB 
keineswegs nur ein theoretisches Problem lag. »Bei 
MARX findet sich die Stelle: Das Aufhören von Re­
flexion im Augenblick der Revolution ist die größte 
Gefahr für die Sache der Emanzipation«, schrieb 
DUTSCHKE 1965. »Nun bin ich der letzte, der um der 
'Reinheit der Theorie' willen auf Revolution verzich­
tet; wir müssen uns aber höchstwahrscheinlich zu 
einer mehrschichtigen Arbeitsweise durchringen -
das 'Wie' ist mir noch nicht klar.« (1980, 23) 

In der in den 60er Jahren sich entfaltenden Strö­
mung der bundesdeutschen Nachkriegsgeneration, 
die gegen die verdrängte NS-Komplizenschaft ihrer 
Väter rebellierte, ohne sich deswegen dem 'offiziellen 
Antifaschismus' der DDR zuzuwenden, wird der An­
satz der Kritischen Theorie zu einer marxistischen 
Autoritarismuskritik radikalisiert und zugleich prak­
tisch gewendet. Exemplarisch hatte etwa Herbert 
MARCUSE immer noch die anhaltende Selbstfesselung 
westlich-marxistischer Kritik am autoritären Sozialis­
mus formuliert: Es gehe zwar darum, »rücksichtslos 
und ohne jede Maskierung gegen beide Systeme Stel­
lung zu beziehen, die orthodoxe marxistische Lehre 
beiden gegenüber ohne Komprorniß zu vertreten« 
(1947), aber: »Die kommunistischen Parteien sind 
und bleiben die einzig antifaschistische Macht. Ihre 
Denunziation muß eine rein theoretische sein.« (Ebd.) 

325 326 Antifaschismus 

Antifaschismus 
A: al-cac!a'li'l-fashIya. - E: anti-fascism. - F: antifascisme. 
R: antifasizm. - S: antifascismo. 
C: fan faxisi zhuyi J5i. 1t  g§ Wi ::t )l.. 

1. Der A war eine Reaktion auf eine sich in den 1920er 
und 30er Jahren v.a. in Italien und Deutschland aus­
breitende faschistische Massenbewegung. Der Fa­
schismus wurde von den Kommunisten als eine terro­
ristische Form kapitalistischer Herrschaft und als 
offene Diktatur reaktionärster Gruppen des Mono­
polkapitals und des Finanzkapitals gedeutet, die nur 
in einer proletarischen Revolution überwunden wer­
den könnte. Sozialdemokraten sahen in Bewahrung 
und Ausbau demokratischer Verhältnisse die wir­
kungsvollste Gegenwehr. Die Machtübernahme der 
'Nationalsozialisten' in Deutschland konnte mit die­
sen oft gegeneinander gerichteten antifaschistischen 
Strategien und den ihnen innewohnenden Fehlein­
schätzungen nicht verhindert werden. Bei der Ab­
wehr faschistischer Gefahren in Frankreich in Form 
der Volksfrontpolitik, bei der Verteidigung der spani­
schen Republik und nach dem von Deutschland aus­
gelösten Vernichtungskrieg entstand eine weltweite 
antifaschistische Bewegung, an der sich Millionen von 
Menschen in unterschiedlichsten Kampfformen be­
teiligten. Im A bündelten sich entschieden demokrati­
sche, antikapitalistische, antimilitaristische, religiöse 
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und pazifistische Antworten auf die existentielle Be­
drohung der Menschheit durch faschistische Barba­
rei. Der antifaschistische Konsens reichte von Kom­
munisten bis zu konservativen Hitlergegnern. Die Be­
seitigung der faschistischen Fremdherrschaft in den 
okkupierten Ländern und des NS-Regimes in 
Deutschland war der kleinste gemeinsame Nenner 
und das größte Ziel. Es entstand eine widerspruchs­
volle antifaschistische Sammlungs bewegung mit un­
terschiedlichen Ansätzen, auseinandergehenden Vor­
stellungen, Brüchen und ständig neuen Anfängen. 

Im Kampf gegen ein terroristisches System bisher 
nie gekannten Ausmaßes verkörperte der A die Hoff­
nung auf eine Welt in Frieden und Freiheit, wie sie im 
Schwur der befreiten Häftlinge von Buchenwald am 
19. April 1945 zum Ausdruck kam. »In vielen Spra­
chen führten wir den gleichen harten mitleidslosen 
Kampf, reich an Opfern, und dieser Kampf ist noch 
nicht vorbei. Noch wehen die Nazifahnen, noch 
leben die Mörder unserer Kameraden. Unsere sadisti­
schen Peiniger sind noch frei. Deshalb schwören wir 
hier vor der ganzen Welt, an dieser Stelle faschisti­
scher Greuel: Wir werden den Kampf erst aufgeben, 
wenn der letzte Schuldige vom Gericht der Nationen 
verurteilt ist. Die entgültige Zerschmetterung des Na­
zismus ist unsere Losung. Der Aufbau einer neuen 
Welt des Friedens und der Freiheit ist unser Ideal.« 
(Ernst Thapes Buchenwalder Tagebuch von 1945, vgl. 
Overesch 1981, 658) 

Nach 1945 herrschte in Frankreich, Italien, Belgien 
und Holland noch lange Zeit ein über die Parteigren­
zen weit hinausgehender antifaschistischer Konsens. 
Während die SBz/DDR sich auf den A als konstituti­
ves Element berief und die SED den antifaschistischen 
Widerstand zur Legitimation ihrer Herrschaft be­
nutzte, wurde der Begriff im Westen Deutschlands in 
der Zeit des Kalten Kriegs weitgehend negativ belegt. 
Erst die Studentenbewegung entdeckte ihn neu als 
Ausdruck des Protestes gegen einen bürgerlichen 
Staat, der in sich die Möglichkeit der Wiederkehr fa­
schistischer Strukturen barg. 

2. Nach dem weißen Terror in Ungarn und der durch 
einen Pakt zwischen den Faschisten und den traditio­
nellen, um König und Armee gruppierten Machteliten 
zustandegekommenen Regierungsübernahme Benito 
MUSSOLINIS in Italien beschäftigte sich 1923 das EKKI 
mit diesem neuen Phänomen. Clara ZETKIN stellte die 
Frage, wie die Massenbewegung des Faschismus mili­
tärisch, aber auch politisch und ideologisch niederge­
rungen werden könnte. Der Faschismus war für sie kein 
einheitlicher Block. Sie wollte die sozialen Schichten, 
die dem Faschismus verfallen waren, zurückgewinnen 
und »entweder unserem Kampf eingliedern oder sie 
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zumindest für den Kampf neutralisieren, die bürgerli­
che Intelligenz einbegriffen« (1923, 723). Eine proleta­
rische Einheitsfront sollte den Faschismus als höchste 
und letzte Form von Klassenherrschaft überwinden 
und zugleich den Weg frei machen für die Etablierung 
einer proletarischen Rätediktatur (ebd., 727). Karl 
RADEK stellte mit seiner Rede über Leo Schlageter den 
Kommunisten die Aufgabe, im politischen Kampf 
gegen den Faschismus die nationale Frage zu stellen 
und »sich den Weg zu den tief leidenden, innerlich 
zerrissenen, suchenden nationalen Massen Deutsch­
lands zu bahnen« (1923, 275). 

Die »SozialJaschismus«·Losung. - Der V. Kongreß der 
Komintern bezeichnete in der Resolution über den 
Faschismus 1924 Faschismus und Sozialdemokratie als 
»die beiden Seiten ein und desselben Werkzeuges der 
großkapitalistischen Diktatur« (Komintern und Faschis­
mus, 124). Diese Sozialfaschismustheorie führte zu 
einer eingeengten und sich als verhängnisvoll erwei­
senden antifaschistischen Strategie, in der die Sozial­
demokratie keinen Platz haben sollte, weil sie »nie­
mals eine zuverlässige Bundesgenossin des gegen den 
Faschismus kämpfenden Proletariates« sei. Für STALIN 
ergänzten sich sozialdemokratische und faschistische 
Organisationen wie »Zwillingsbrüder« (W 6, 252). 
Der A wurde zu einem Kampfbegriff der kommuni­
stischen Bewegung nicht nur gegen faschistische Par­
teien und Organisationen, sondern auch gegen den 
bürgerlichen Staat und die ihn tragenden politischen 
Kräfte. Nach dem Wahlerfolg der NSDAP am 14. Sep­
tember 1930 rief die KPD den Kampfbund gegen den 
Faschismus ins Leben als überparteiliche proletari­
sche Massenorganisation; 1931 umfaßte er weit über 
100000 Mitglieder. Die Widersprüchlichkeit anti­
faschistischer Positionen kam in der Programmerklä­
rung zur nationalen und sozialen Befreiung des deut­
schen Volkes des ZK der KPD vom 24. August 1930 
zum Ausdruck, in der die Werktätigen aufgefordert 
wurden, geschlossen und endgültig mit dem Nazis­
mus zu brechen. Sie appellierte an alle mit der »verrä­
terischen Sozialdemokratie« verbundenen Arbeiter, 
»die revolutionäre Millionenfront mit den Kommuni­
sten zum Kampf für die proletarische Diktatur zu bil­
den« (zit. nach WEBER 1963, 64). 

Die Ausrichtung des A auf eine proletarische Revo­
lution und die Aufrichtung einer Diktatur nach so­
wjetischem Vorbild bei Gleichsetzung von Reformis­
mus und Faschismus verhinderte die Schaffung eines 
breiten Bündnisses gegen die immer bedrohlicher an­
wachsende NS-Bewegung. Die Komintern betonte 
ihren verbalen A und wandte sich 1931 weiterhin 
gegen die Unterscheidung von bürgerlicher Demo­
kratie und Faschismus. - Die gegen die Hitler-Bewe­
gung gerichteten Aktionen wurden jedoch bei dem 
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Zusammengehen mit den Nationalsozialisten im 
Rahmen des Volksentscheids von KPD, NSDAP und 
Stahlhelm für die Absetzung der sozialdemokratisch 
geführten preußischen Regierung im Sommer 1931 
und beim Berliner BVG-Streik im November 1932 un­
terlaufen und diskreditiert. Gegenläufig dazu ent­
wickelte sich innerhalb der Antifaschistischen Ak­
tion, an der sich seit Mai 1932 Frauen und Männer aus 
unterschiedlichen politischen Lagern beteiligten, ein 
vorsichtiges überparteiliches Miteinander gegen den 
zunehmenden SA-Terror. 

3. Während in der Komintern immer die Führungs­
rolle der kommunistischen Parteien in antifaschi­
stischen Bewegungen betont wurde, sah Antonio 
GRAMSCI bereits 1926 die Wirksamkeit eines anti­
faschistischen Bündnisses nur in dem Maße gegeben, 
wie es auch die Interessen der anderen Bündnispartner 
aufnehmen konnte (Südfrage). Dieses plurale Kon­
zept, das die Respektierung der Eigenständigkeit der 
Bündnispartner einschloß, blieb jedoch ebenso unbe­
rücksichtigt wie die Warnungen französischer Kom­
munisten vor einer inflationären Anwendung des Fa­
schismusbegriffs auf alle reaktionären Maßnahmen 
bürgerlicher Regierungen und der Sozialdemokratie. 

Die SPD konnte mit ihrer »antifaschistischen Tole­
rierungspolitik« der » obrigkeitsstaatlichen Diktatur 
zugunsten des Großkapitals« unter Brüning den Auf­
stieg der NSDAP nicht stoppen (ABENDROTH 1976, 
122). Die von dem italienischen Sozialisten Pietro 
NENNI formulierte Mahnung, alles zu tun, um » die 
antifaschistische Kampffront so zu erweitern, daß alle 
Kräfte, die aus diesen oder jenen Gründen mit dem Fa­
schismus in Konflikt sind, in diese Kampffront einbe­
zogen werden« (1931, 309), fand in der SPD wenig 
Gehör. Ein Zusammengehen mit den Kommunisten 
schloß sie aufgrund deren Frontstellung gegen die 
Weimarer Republik aus. Auch linke Sozialdemokra­
ten wandten sich gegen eine Führung der KPD im an­
tifaschistischen Kampf (GURLAND 1931, 131). Die 
SAP warf der KPD » kleinbürgerlichen Nationalis­
mus« und einen (in der Gründung der kommunisti­
schen Richtungsgewerkschaft RGO manifestierten) 
spalterischen Kurs vor, durch den eine Einheitsfront 
sabotiert worden sei. Der A in der SPD, der von einer 
gemeinsamen Verteidigung der Demokratie ausging, 
scheiterte, weil die Weimarer Demokratie von den an­
deren Parteien bereits aufgegeben oder bekämpft 
wurde und eine umfassende Demokratisierung der 
Gesellschaft vorausgesetzt hätte. 

August THALHEIMER, der 1928 wegen der von ihm 
als fehlerhaft kritisierten ultralinken Politik der Ko­
mintern aus der KPD ausgeschlossen wurde und mit 
Heinrich BRANDLER die KPD-Opposition gründete, 
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analysierte Entstehung und Struktur des Faschismus 
mit Kriterien, die MARX und ENGELS bei der Charak­
terisierung des bonapartistischen Regimes von N apo­
leon III. entwickelt hatten. Die daraus abgeleitete Ein­
sicht in den politischen Machtverzicht der Bourgeoi­
sie (zugunsten des Erhalts ihrer sozialökonomischen 
Herrschaftsposition) und die politische Unterwer­
fung aller übrigen Gesellschaftsklassen verlangte ein 
neues antifaschistisches Konzept, das die N otwendig­
keit einschloß, alle einzubeziehen, die durch die stu­
fenweise Faschisierung der Weimarer Republik ge­
fährdet waren. Die Aufforderung an die KPD und die 
Komintern, » eine wirkliche Einheitsfront mit den re­
formistischen Organisationen zur gemeinsamen Ab­
wehr des Faschismus« (zit.n. Wippermann 1981, 116) 
zu bilden, fand keine Resonanz. Das Bonapartismus­
modell diente auch Rudolf HILFERDING, Otto BAUER 
u.a. als Erklärungsmuster für Herrschaftsstrukturen 
des Faschismus. 

Max HORKHEIMER (1939), Ernst BLOCH (1935) und 
Wilhelm REICH (1934) gingen davon aus, daß eine er­
folgreiche antifaschistische Strategie nur dann mög­
lich sei, wenn man sich nicht nur auf sozialökonomi­
sche und politische Faktoren in der Faschismus-Ana­
lyse beschränkt. Sie behandelten kaum problemati­
sierte Elemente faschistischer Ideologie wie den Anti­
semitismus, die Propaganda, aber auch sozial- und na­
tionalpsychologische Einflüsse. Ihre politischen Wir­
kungen blieben äußerst gering, da sie außer halb der 
SPD und KPD standen. 

Die Forderung der KPO im Anschluß an die Macht­
einsetzung der Nazis durch die konservativen Eliten, 
daß der » Sturz der faschistischen Diktatur« durch 
eine proletarische Revolution nicht zur »Wiederher­
stellung der bürgerlichen Demokratie« führen dürfe, 
deckte sich mit Vorstellungen von Sozialisten, die 
nach der verheerenden Niederlage der deutschen Ar­
beiterbewegung für eine Einheit der Arbeiterklasse 
und die »Errichtung einer sozialistischen Republik« 
plädierten. Walter LÖWENHEIM . kritisierte in seiner 
Schrift Neu beginnen! Faschismus oder Sozialismus 
(vgl. Klotzbach 1974, 81) das Festhalten an der bürger­
lichen Demokratie in der Weimarer Republik. Er for­
derte eine sozialistische Partei, in der nach dem Sturz 
des Faschismus die gesamte politische Macht konzen­
triert werden müsse. Auch Friedrich STAMPFER setzte 
sich dafür ein, die »Diktatur des Faschismus durch 
eine revolutionäre, antifaschistische Diktatur« abzu­
lösen (Matthias 1968, 193). 

Die Auslandsleitung der SPD sprach sich für die 
Schaffung einer »Front aller antifaschistischen Schich­
ten« aus, denn die »Einigung der Arbeiterklasse« sei 
zum » Zwang« geworden, den die » Geschichte selbst 
auferlegt« habe (ebd., 216). Verhandlungen zwischen 
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und pazifistische Antworten auf die existentielle Be­
drohung der Menschheit durch faschistische Barba­
rei. Der antifaschistische Konsens reichte von Kom­
munisten bis zu konservativen Hitlergegnern. Die Be­
seitigung der faschistischen Fremdherrschaft in den 
okkupierten Ländern und des NS-Regimes in 
Deutschland war der kleinste gemeinsame Nenner 
und das größte Ziel. Es entstand eine widerspruchs­
volle antifaschistische Sammlungs bewegung mit un­
terschiedlichen Ansätzen, auseinandergehenden Vor­
stellungen, Brüchen und ständig neuen Anfängen. 

Im Kampf gegen ein terroristisches System bisher 
nie gekannten Ausmaßes verkörperte der A die Hoff­
nung auf eine Welt in Frieden und Freiheit, wie sie im 
Schwur der befreiten Häftlinge von Buchenwald am 
19. April 1945 zum Ausdruck kam. »In vielen Spra­
chen führten wir den gleichen harten mitleidslosen 
Kampf, reich an Opfern, und dieser Kampf ist noch 
nicht vorbei. Noch wehen die Nazifahnen, noch 
leben die Mörder unserer Kameraden. Unsere sadisti­
schen Peiniger sind noch frei. Deshalb schwören wir 
hier vor der ganzen Welt, an dieser Stelle faschisti­
scher Greuel: Wir werden den Kampf erst aufgeben, 
wenn der letzte Schuldige vom Gericht der Nationen 
verurteilt ist. Die entgültige Zerschmetterung des Na­
zismus ist unsere Losung. Der Aufbau einer neuen 
Welt des Friedens und der Freiheit ist unser Ideal.« 
(Ernst Thapes Buchenwalder Tagebuch von 1945, vgl. 
Overesch 1981, 658) 

Nach 1945 herrschte in Frankreich, Italien, Belgien 
und Holland noch lange Zeit ein über die Parteigren­
zen weit hinausgehender antifaschistischer Konsens. 
Während die SBz/DDR sich auf den A als konstituti­
ves Element berief und die SED den antifaschistischen 
Widerstand zur Legitimation ihrer Herrschaft be­
nutzte, wurde der Begriff im Westen Deutschlands in 
der Zeit des Kalten Kriegs weitgehend negativ belegt. 
Erst die Studentenbewegung entdeckte ihn neu als 
Ausdruck des Protestes gegen einen bürgerlichen 
Staat, der in sich die Möglichkeit der Wiederkehr fa­
schistischer Strukturen barg. 

2. Nach dem weißen Terror in Ungarn und der durch 
einen Pakt zwischen den Faschisten und den traditio­
nellen, um König und Armee gruppierten Machteliten 
zustandegekommenen Regierungsübernahme Benito 
MUSSOLINIS in Italien beschäftigte sich 1923 das EKKI 
mit diesem neuen Phänomen. Clara ZETKIN stellte die 
Frage, wie die Massenbewegung des Faschismus mili­
tärisch, aber auch politisch und ideologisch niederge­
rungen werden könnte. Der Faschismus war für sie kein 
einheitlicher Block. Sie wollte die sozialen Schichten, 
die dem Faschismus verfallen waren, zurückgewinnen 
und »entweder unserem Kampf eingliedern oder sie 
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zumindest für den Kampf neutralisieren, die bürgerli­
che Intelligenz einbegriffen« (1923, 723). Eine proleta­
rische Einheitsfront sollte den Faschismus als höchste 
und letzte Form von Klassenherrschaft überwinden 
und zugleich den Weg frei machen für die Etablierung 
einer proletarischen Rätediktatur (ebd., 727). Karl 
RADEK stellte mit seiner Rede über Leo Schlageter den 
Kommunisten die Aufgabe, im politischen Kampf 
gegen den Faschismus die nationale Frage zu stellen 
und »sich den Weg zu den tief leidenden, innerlich 
zerrissenen, suchenden nationalen Massen Deutsch­
lands zu bahnen« (1923, 275). 

Die »SozialJaschismus«·Losung. - Der V. Kongreß der 
Komintern bezeichnete in der Resolution über den 
Faschismus 1924 Faschismus und Sozialdemokratie als 
»die beiden Seiten ein und desselben Werkzeuges der 
großkapitalistischen Diktatur« (Komintern und Faschis­
mus, 124). Diese Sozialfaschismustheorie führte zu 
einer eingeengten und sich als verhängnisvoll erwei­
senden antifaschistischen Strategie, in der die Sozial­
demokratie keinen Platz haben sollte, weil sie »nie­
mals eine zuverlässige Bundesgenossin des gegen den 
Faschismus kämpfenden Proletariates« sei. Für STALIN 
ergänzten sich sozialdemokratische und faschistische 
Organisationen wie »Zwillingsbrüder« (W 6, 252). 
Der A wurde zu einem Kampfbegriff der kommuni­
stischen Bewegung nicht nur gegen faschistische Par­
teien und Organisationen, sondern auch gegen den 
bürgerlichen Staat und die ihn tragenden politischen 
Kräfte. Nach dem Wahlerfolg der NSDAP am 14. Sep­
tember 1930 rief die KPD den Kampfbund gegen den 
Faschismus ins Leben als überparteiliche proletari­
sche Massenorganisation; 1931 umfaßte er weit über 
100000 Mitglieder. Die Widersprüchlichkeit anti­
faschistischer Positionen kam in der Programmerklä­
rung zur nationalen und sozialen Befreiung des deut­
schen Volkes des ZK der KPD vom 24. August 1930 
zum Ausdruck, in der die Werktätigen aufgefordert 
wurden, geschlossen und endgültig mit dem Nazis­
mus zu brechen. Sie appellierte an alle mit der »verrä­
terischen Sozialdemokratie« verbundenen Arbeiter, 
»die revolutionäre Millionenfront mit den Kommuni­
sten zum Kampf für die proletarische Diktatur zu bil­
den« (zit. nach WEBER 1963, 64). 

Die Ausrichtung des A auf eine proletarische Revo­
lution und die Aufrichtung einer Diktatur nach so­
wjetischem Vorbild bei Gleichsetzung von Reformis­
mus und Faschismus verhinderte die Schaffung eines 
breiten Bündnisses gegen die immer bedrohlicher an­
wachsende NS-Bewegung. Die Komintern betonte 
ihren verbalen A und wandte sich 1931 weiterhin 
gegen die Unterscheidung von bürgerlicher Demo­
kratie und Faschismus. - Die gegen die Hitler-Bewe­
gung gerichteten Aktionen wurden jedoch bei dem 

» obrigkeitsstaatlichen 

» die 

» kleinbürgerlichen 

» eine 

» Sturz 

»Diktatur 

»Front 
ten« »Einigung 

» Zwang« » Geschichte 
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Zusammengehen mit den Nationalsozialisten im 
Rahmen des Volksentscheids von KPD, NSDAP und 
Stahlhelm für die Absetzung der sozialdemokratisch 
geführten preußischen Regierung im Sommer 1931 
und beim Berliner BVG-Streik im November 1932 un­
terlaufen und diskreditiert. Gegenläufig dazu ent­
wickelte sich innerhalb der Antifaschistischen Ak­
tion, an der sich seit Mai 1932 Frauen und Männer aus 
unterschiedlichen politischen Lagern beteiligten, ein 
vorsichtiges überparteiliches Miteinander gegen den 
zunehmenden SA-Terror. 

3. Während in der Komintern immer die Führungs­
rolle der kommunistischen Parteien in antifaschi­
stischen Bewegungen betont wurde, sah Antonio 
GRAMSCI bereits 1926 die Wirksamkeit eines anti­
faschistischen Bündnisses nur in dem Maße gegeben, 
wie es auch die Interessen der anderen Bündnispartner 
aufnehmen konnte (Südfrage). Dieses plurale Kon­
zept, das die Respektierung der Eigenständigkeit der 
Bündnispartner einschloß, blieb jedoch ebenso unbe­
rücksichtigt wie die Warnungen französischer Kom­
munisten vor einer inflationären Anwendung des Fa­
schismusbegriffs auf alle reaktionären Maßnahmen 
bürgerlicher Regierungen und der Sozialdemokratie. 

Die SPD konnte mit ihrer »antifaschistischen Tole­
rierungspolitik« der Diktatur 
zugunsten des Großkapitals« unter Brüning den Auf­
stieg der NSDAP nicht stoppen (ABENDROTH 1976, 
122). Die von dem italienischen Sozialisten Pietro 
NENNI formulierte Mahnung, alles zu tun, um 
antifaschistische Kampffront so zu erweitern, daß alle 
Kräfte, die aus diesen oder jenen Gründen mit dem Fa­
schismus in Konflikt sind, in diese Kampffront einbe­
zogen werden« (1931, 309), fand in der SPD wenig 
Gehör. Ein Zusammengehen mit den Kommunisten 
schloß sie aufgrund deren Frontstellung gegen die 
Weimarer Republik aus. Auch linke Sozialdemokra­
ten wandten sich gegen eine Führung der KPD im an­
tifaschistischen Kampf (GURLAND 1931, 131). Die 
SAP warf der KPD Nationalis­
mus« und einen (in der Gründung der kommunisti­
schen Richtungsgewerkschaft RGO manifestierten) 
spalterischen Kurs vor, durch den eine Einheitsfront 
sabotiert worden sei. Der A in der SPD, der von einer 
gemeinsamen Verteidigung der Demokratie ausging, 
scheiterte, weil die Weimarer Demokratie von den an­
deren Parteien bereits aufgegeben oder bekämpft 
wurde und eine umfassende Demokratisierung der 
Gesellschaft vorausgesetzt hätte. 

August THALHEIMER, der 1928 wegen der von ihm 
als fehlerhaft kritisierten ultralinken Politik der Ko­
mintern aus der KPD ausgeschlossen wurde und mit 
Heinrich BRANDLER die KPD-Opposition gründete, 
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analysierte Entstehung und Struktur des Faschismus 
mit Kriterien, die MARX und ENGELS bei der Charak­
terisierung des bonapartistischen Regimes von N apo­
leon III. entwickelt hatten. Die daraus abgeleitete Ein­
sicht in den politischen Machtverzicht der Bourgeoi­
sie (zugunsten des Erhalts ihrer sozialökonomischen 
Herrschaftsposition) und die politische Unterwer­
fung aller übrigen Gesellschaftsklassen verlangte ein 
neues antifaschistisches Konzept, das die N otwendig­
keit einschloß, alle einzubeziehen, die durch die stu­
fenweise Faschisierung der Weimarer Republik ge­
fährdet waren. Die Aufforderung an die KPD und die 
Komintern, wirkliche Einheitsfront mit den re­
formistischen Organisationen zur gemeinsamen Ab­
wehr des Faschismus« (zit.n. Wippermann 1981, 116) 
zu bilden, fand keine Resonanz. Das Bonapartismus­
modell diente auch Rudolf HILFERDING, Otto BAUER 
u.a. als Erklärungsmuster für Herrschaftsstrukturen 
des Faschismus. 

Max HORKHEIMER (1939), Ernst BLOCH (1935) und 
Wilhelm REICH (1934) gingen davon aus, daß eine er­
folgreiche antifaschistische Strategie nur dann mög­
lich sei, wenn man sich nicht nur auf sozialökonomi­
sche und politische Faktoren in der Faschismus-Ana­
lyse beschränkt. Sie behandelten kaum problemati­
sierte Elemente faschistischer Ideologie wie den Anti­
semitismus, die Propaganda, aber auch sozial- und na­
tionalpsychologische Einflüsse. Ihre politischen Wir­
kungen blieben äußerst gering, da sie außer halb der 
SPD und KPD standen. 

Die Forderung der KPO im Anschluß an die Macht­
einsetzung der Nazis durch die konservativen Eliten, 
daß der der faschistischen Diktatur« durch 
eine proletarische Revolution nicht zur »Wiederher­
stellung der bürgerlichen Demokratie« führen dürfe, 
deckte sich mit Vorstellungen von Sozialisten, die 
nach der verheerenden Niederlage der deutschen Ar­
beiterbewegung für eine Einheit der Arbeiterklasse 
und die »Errichtung einer sozialistischen Republik« 
plädierten. Walter LÖWENHEIM . kritisierte in seiner 
Schrift Neu beginnen! Faschismus oder Sozialismus 
(vgl. Klotzbach 1974, 81) das Festhalten an der bürger­
lichen Demokratie in der Weimarer Republik. Er for­
derte eine sozialistische Partei, in der nach dem Sturz 
des Faschismus die gesamte politische Macht konzen­
triert werden müsse. Auch Friedrich STAMPFER setzte 
sich dafür ein, die des Faschismus durch 
eine revolutionäre, antifaschistische Diktatur« abzu­
lösen (Matthias 1968, 193). 

Die Auslandsleitung der SPD sprach sich für die 
Schaffung einer aller antifaschistischen Schich­

aus, denn die der Arbeiterklasse« sei 
zum geworden, den die selbst 
auferlegt« habe (ebd., 216). Verhandlungen zwischen 
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Vertretern der SPD und KPD im November 1935 
führten zu keinem gemeinsamen Handeln, weil die 
Komintern weiterhin am »Prinzip der Diktatur des 
Proletariates« festhielt und die SPD sich als » Partei des 
demokratischen Sozialismus« verstand (ebd., 250). 
Unter dem Eindruck der Abrechnung mit politi­
schen Gegnern in Moskau traten Sozialdemokraten 
Ende der dreißiger Jahre für eine politische Revolu­
tion zur Überwindung des »totalen faschistischen 
Staates in Deutschland« und für die »Wiederaufrich­
tung eines demokratischen freiheitlichen Rechtsstaa­
tes« ein. Dafür sei die ,>Aufrechterhaltung des freiheit­
lichen Wesens der Sozialdemokratischen Partei und 
die Sammlung der deutschen Opposition zum Kampf 
für die Wiederherstellung der Grundlagen der euro­
päischen Zivilisation in Deutschland« unverzichtbar 
(KLOTZBACH 1974, 308). 

In Paris setzten sich nach HlTLERS Machtübernah­
me erste lokale Initiativen für eine gemeinsame anti­
faschistische Front der beiden französischen Arbei­
terparteien ein, um den Aufmarsch profaschistischer 
Organisationen zu stoppen. Nach den Massendemon­
strationen der Feuerkreuzler und anderer extrem na­
tionalistischer Gruppierungen fanden sich Kommu­
nisten, Sozialdemokraten und später auch die libera­
len Radikaldemokraten im Februar 1935 zu einer Ein­
heitsfront bereit, die eine faschistische Machtergrei­
fung verhindern sollte. 

Erst nach der Niederlage der deutschen und öster­
reichischen Arbeiterbewegung und den Volksfront­
bemühungen in Frankreich wurde im Sommer 1935 
auf dem VII. Weltkongreßder Komintern die kontra­
produktive antifaschistische Politik teilweise korri­
giert. Georgi DIMITRoFF orientierte auf die Schaffung 
einer breiten antifaschistischen Einheits- und Volks­
front zur Verteidigung bürgerlich-demokratischer 
Freiheiten und zur Verhinderung eines neuen Krie­
ges. Damit nahmen die Kommunisten eine strategi­
sche Neuorientierung vor. Die Reduzierung des Fa­
schismus auf seine soziale Funktion als »Diktatur der 
reaktionärsten, am meisten chauvinistischen, am mei­
sten imperialistischen Elemente des Finanzkapitals« 
(1935, 50) schränkte diesen Neuansatz zugleich wie­
der ein. Problematisch war auch die Ausrichtung der 
Kommunisten auf eine Arbeit in den faschistischen 
Massenorganisationen, einschließlich der SA und SS. 
Mit nationalen Parolen und Formen des proletari­
schen Klassenkampfes wollte man die kleinbürger­
lichen und proletarischen Anhänger des Nazismus 
zurückgewinnen. 

Die anschließend stattfindenden Konferenzen der 
KPD bei Moskau, genannt die Brüsseler Konferenz, und 
bei Paris Anfang 1939, genannt die Berner Konferenz, 
machten diesen Neuanfang sichtbar. Die Vorstellungen 
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einer breiten »Volksfront« unterschieden sich erheb­
lich von denen der Nolksrevolution« aus der Enq­
phase der Weimarer Republik, die zu einem »Sowjet­
Deutschland« führen sollten. Statt einer Diktatur des 
Proletariates stellten die Kommunisten an die Spitze 
ihrer Forderungen nun den Kampf für demokratische 
bürgerliche Rechte - so die Organisations- und Ver­
sammlungsfreiheit, die Freiheit der Presse und der 
Meinungsäußerung, die Glaubens- und Gewissens­
freiheit (vgl. MAMMACH 1974, 134f). 

Als die spanischen Generäle unter Führung von 
FRANco gegen die Regierung in Madrid putschten 
und aus Italien und Deutschland großzügige Hilfe er­
hielten, unterstützten über 30 000 Freiwillige aus 54 
Länder solidarisch die spanische Republik. Diese brei­
te antifaschistische Front unterlag im Bürgerkrieg 
aufgrund der zahlenmäßigen und waffentechnischen 
Überlegenheit der von Italien und Deutschland mas­
siv unterstützten Putschisten. Die Uneinigkeit bei 
den Verteidigern der spanischen Republik und die 
Verfolgung von Anarchisten, Trotzkisten und opposi­
'tionellen Kommunisten verwiesen aber zugleich auf 
grundlegende Schwächen der von der Komintern fa­
vorisierten und von der sowjetischen Führung beein­
flußten Volksfrontstrategie. 

Bemühungen im französischen Exil, zu einer deut­
schen Volksfront bewegung mit Vertretern unter­
schiedlicher politischer Lager zu kommen, scheiter­
ten 1938, weil die KPD nicht bereit war, sich von den 
Stalinschen Säuberungen in Moskau zu distanzieren. 
Linksozialistische Gruppen waren aufgrund der Ver­
folgung von anarchistischen Gruppierungen durch 
Kommunisten in Spanien weitgehend desillusioniert. 
Der deutsch-sowjetische Nichtangriffsvertrag von 1939 
beendete endgültig die Volksfrontpolitik. Die franzö­
sische Resistance wurde erst zu einer Massenbewe­
&;lng, als die Kommunisten ihre bis zum deutschen 
Uberfall auf die Sowjetunion von dieser diktierte Zu­
rückhaltung aufgaben. Es gelang im Mai 1943, alle 
Widerstandsorganisationen, auch die kommunisti­
sche, im Conseil National de Resistance zu vereinen. 

Italienische Antifaschisten unterschiedlicher Par­
teizugehörigkeit fanden sich in den 30er Jahren auf 
Kongressen im Ausland zusammen und berieten über 
Optionen für die nachfaschistische Zeit. Widerstands­
aktionen in Italien wurden von einer weitgehend ge­
einten Resistenza durchgeführt. Zumal nach der Ent­
scheidung des Königs und Marschall BADOGLIOS, 
M USSOLINI abzusetzen, wurde aus der Resistenza eine 
antifaschistische Massenbewegung, die viele Provin­
zen selbst befreien konnte. 

4. Im deutschen Widerstand gegen den Nazismus 
fanden sich in kleinen Gruppen Frauen und Männer 
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zusammen, die in der Weimarer Republik als politi­
sche Gegner in unterschiedlichen Lagern ihren Stand­
ort hatten. Die von Martin BRoszAT (1986) beschrie­
bene »Widerstandsgemeinschaft der Regimegegner« , 
die - jedenfalls zeitweilig - einen »Rahmenkonsensus 
zwischen Christen, Konservativen und Kommuni­
sten wiederherstellte« existierte noch nach 1945, so in 
den sich spontan bildenden Antifa-Ausschüssen, die 
dann von den Besatzungsmächten schnell aufgelöst 
wurden. Ihre an einem Rätesystem orientierten De­
mokratievorstellungen entsprachen nicht denen der 
Siegermächte (vgl. NIETHAMMER u.a. 1976). 

Die Alliierten der Anti-Hitler-Koalition fixierten 
i.I? Potsdamer Abkommen ihre Vorstellungen zur 
Uberwindung der NS-Zeit und für einen demokrati­
schen Neuanfang. Dieser letztmalig gemeinsam ver­
ordnete A beinhaltete, Faschismus und Militarismus 
mitsamt ihren gesellschaftlichen Grundlagen restlos 
zu vernichten, Nazi- und Kriegsverbrecher zu ent­
eignen und zu bestrafen, Wiedergutmachungsleistun­
gen zu sichern und eine demokratische Entwicklung 
zu gewährleisten. Die sowjetische Besatzungsmacht 
favorisierte eine von ihr kontrollierte antifaschistisch­
demokratischen Ordnung. In der ersten Phase ermög­
lichte sie die Tätigkeit von Parteien mit unterschied­
lichen politischen Richtungen. Der antifaschistisch­
demokratische Konsens der Parteien reichte vorerst, 
Erscheinungsformen des Nazismus zu beseitigen, 
dafür einzutreten, Nazi-und Kriegsverbrecher zu ent­
fernen und die ersten Trümmer hinwegzuräumen. 
Junge Menschen, die nach anderen Werten suchten, 
erfuhren in diesem antifaschistischen Miteinander 
Vertrauen und eine neue Lebensperspektive. Der A 
wurde zu einer moralischen Institution und drückte 
eine andere Identität aus, die auf dem Bruch mit der 
NS-Zeit beruhte. 

Eine neue politische Kultur eines demokratischen 
Miteinander, das vorhandene Unterschiede in Tole­
ranz und ohne Repressionen aushalten konnte, ent­
stand daraus nicht, da dieser pluralistische Aufbruch 
nicht mit dem stalinistische System der sowjetischen 
Siegermacht vereinbar war. Der Stalinismus beendete 
diese Möglichkeit, und der seit Ende der 40er Jahre 
praktizierte A knüpfte zeitweise an den Feindbildern 
der Komintern der 20er und frühen 30er Jahre an. 

Jedoch übte die antifaschistisch-demokratische Ord­
nung mit ihrem wirklichen und vermeintlichen Neu­
beginn eine große Anziehungskraft auf aus dem Exil 
heimkehrende Intellektuelle aus. Viele EmigrantInnen 
kamen in den Ostteil zurück, weil sie an einer anti­
faschistische Erneuerung der Gesellschaft mitwirken 
wollten. Ernst BLOCH, Bertolt BRECHT, Hanns EIs­
LER, Stefan HERMLIN, Stefan HEYM, Hans MAYER, 
Anna SEGHERS, Arnold ZWEIG u.a. nahmen auf das 
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geistige Klima Einfluß und hatten eine große Präge­
kraft auf die junge, in der NS-Zeit aufgewachsene Ge­
neration. Viele Menschen orientierten sich an ihrer 
humanistischen und antifaschistischen Botschaft 
(vgl. BERGER 1990). Der A, in dem die Konzeption 
eines Neuaufbaus und die Erinnerung an die Gegner 
und die Opfer des Faschismus zusammentrafen, war 
zugleich Parteinahme für eine gesellschaftliche U m­
wälzung als Lehre aus dem Irrweg der deutschen 
Nation. Die tiefgreifenden Reformen schienen die 
richtige Antwort auf die Katastrophe des NS. Soziale 
Veränderungen vollzogen sich in Auseinandersetzung 
mit Nazismus, Kriegsverbrechen und Militarismus. 
So wurde der A zu einem konstitutiven Element der 
Politik der SED in der SBZ/DDR, die sich aber jeder­
zeit mehr an den Vorgaben sowjetischer Politik als an 
antifaschistischen Zielstellungen orientierte. 

Der anfangs auch in der SBZ vorhandene solidari­
sche Umgang aller Antifaschisten wurde Ende der 
40er Jahre immer mehr verengt und instrumentalisiert. 
Hitler-Gegner wie Jakob KAISER und andere wurden 
im nun einsetzenden Kalten Krieg als »Faschisten« 
verdächtigt und der Widerstand des 20. Juli 1944 als 
die Fortsetzung der NS-Politik mit anderen Mitteln 
disqualifiziert. Der antinazistische Konsens wurde 
auch anderen Gruppen wie den Zeugen Jehovas aufge­
kündigt, die erneut verboten und verfolgt wurden; 
den Roma und Sinti, den Homosexuellen, Deserteu­
ren und anderen blieb die Anerkennung als Opfer des 
Faschismus lange Zeit versagt. WestemigrantInnen ge­
rieten unter Spionageverdacht, und einzelne kommu­
nistische WiderstandskämpferInnen wurden in den 
50er Jahren verhaftet oder aus ihren bisherigen Funk­
tionen entlassen (LEO 1992, 143f). - Die deutschen 
Überlebenden aus dem sowjetischen GULag kamen 
Mitte der 50er Jahre zum größten Teil in die DDR. Sie 
erhielten einen sozialen Status wie die Opfer des Fa­
schismus, durften aber über die Verbrechen Stalins 
nicht sprechen. Diese geteilte Humanitas belastete sie 
und die heranwachsende Generation (WlTTICH 1991, 
657f). 

Vor dem Hintergrund der in der Bundesrepublik 
einsetzenden Einbindung ehemaliger Nazis in das 
öffentliche Leben, ihrer Rehabilitierung, der sehr 
zögerlichen Verurteilung von Nazi- und Kriegsver­
brechen, des Verdrängens und Verschweigens, konnte 
der A den Bürgern der DDR, die einen Bruch mit dem 
Naziregime vollzogen hatten, das Gefühl vermitteln, 
in dem Teil Deutschlands zu leben, der aus der NS­
Zeit die richtigen Lehren gezogen hatte. Nazi- und 
Kriegsverbrecher hatten in diesem Land keine Chance 
mehr. Krieg und Faschismus konnten sich hier nie 
wiederholen, da ihre sozialökonomische Basis be­
seitigt worden war. 
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Vertretern der SPD und KPD im November 1935 
führten zu keinem gemeinsamen Handeln, weil die 
Komintern weiterhin am »Prinzip der Diktatur des 
Proletariates« festhielt und die SPD sich als » Partei des 
demokratischen Sozialismus« verstand (ebd., 250). 
Unter dem Eindruck der Abrechnung mit politi­
schen Gegnern in Moskau traten Sozialdemokraten 
Ende der dreißiger Jahre für eine politische Revolu­
tion zur Überwindung des »totalen faschistischen 
Staates in Deutschland« und für die »Wiederaufrich­
tung eines demokratischen freiheitlichen Rechtsstaa­
tes« ein. Dafür sei die ,>Aufrechterhaltung des freiheit­
lichen Wesens der Sozialdemokratischen Partei und 
die Sammlung der deutschen Opposition zum Kampf 
für die Wiederherstellung der Grundlagen der euro­
päischen Zivilisation in Deutschland« unverzichtbar 
(KLOTZBACH 1974, 308). 

In Paris setzten sich nach HlTLERS Machtübernah­
me erste lokale Initiativen für eine gemeinsame anti­
faschistische Front der beiden französischen Arbei­
terparteien ein, um den Aufmarsch profaschistischer 
Organisationen zu stoppen. Nach den Massendemon­
strationen der Feuerkreuzler und anderer extrem na­
tionalistischer Gruppierungen fanden sich Kommu­
nisten, Sozialdemokraten und später auch die libera­
len Radikaldemokraten im Februar 1935 zu einer Ein­
heitsfront bereit, die eine faschistische Machtergrei­
fung verhindern sollte. 

Erst nach der Niederlage der deutschen und öster­
reichischen Arbeiterbewegung und den Volksfront­
bemühungen in Frankreich wurde im Sommer 1935 
auf dem VII. Weltkongreßder Komintern die kontra­
produktive antifaschistische Politik teilweise korri­
giert. Georgi DIMITRoFF orientierte auf die Schaffung 
einer breiten antifaschistischen Einheits- und Volks­
front zur Verteidigung bürgerlich-demokratischer 
Freiheiten und zur Verhinderung eines neuen Krie­
ges. Damit nahmen die Kommunisten eine strategi­
sche Neuorientierung vor. Die Reduzierung des Fa­
schismus auf seine soziale Funktion als »Diktatur der 
reaktionärsten, am meisten chauvinistischen, am mei­
sten imperialistischen Elemente des Finanzkapitals« 
(1935, 50) schränkte diesen Neuansatz zugleich wie­
der ein. Problematisch war auch die Ausrichtung der 
Kommunisten auf eine Arbeit in den faschistischen 
Massenorganisationen, einschließlich der SA und SS. 
Mit nationalen Parolen und Formen des proletari­
schen Klassenkampfes wollte man die kleinbürger­
lichen und proletarischen Anhänger des Nazismus 
zurückgewinnen. 

Die anschließend stattfindenden Konferenzen der 
KPD bei Moskau, genannt die Brüsseler Konferenz, und 
bei Paris Anfang 1939, genannt die Berner Konferenz, 
machten diesen Neuanfang sichtbar. Die Vorstellungen 
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einer breiten »Volksfront« unterschieden sich erheb­
lich von denen der Nolksrevolution« aus der Enq­
phase der Weimarer Republik, die zu einem »Sowjet­
Deutschland« führen sollten. Statt einer Diktatur des 
Proletariates stellten die Kommunisten an die Spitze 
ihrer Forderungen nun den Kampf für demokratische 
bürgerliche Rechte - so die Organisations- und Ver­
sammlungsfreiheit, die Freiheit der Presse und der 
Meinungsäußerung, die Glaubens- und Gewissens­
freiheit (vgl. MAMMACH 1974, 134f). 

Als die spanischen Generäle unter Führung von 
FRANco gegen die Regierung in Madrid putschten 
und aus Italien und Deutschland großzügige Hilfe er­
hielten, unterstützten über 30 000 Freiwillige aus 54 
Länder solidarisch die spanische Republik. Diese brei­
te antifaschistische Front unterlag im Bürgerkrieg 
aufgrund der zahlenmäßigen und waffentechnischen 
Überlegenheit der von Italien und Deutschland mas­
siv unterstützten Putschisten. Die Uneinigkeit bei 
den Verteidigern der spanischen Republik und die 
Verfolgung von Anarchisten, Trotzkisten und opposi­
'tionellen Kommunisten verwiesen aber zugleich auf 
grundlegende Schwächen der von der Komintern fa­
vorisierten und von der sowjetischen Führung beein­
flußten Volksfrontstrategie. 

Bemühungen im französischen Exil, zu einer deut­
schen Volksfront bewegung mit Vertretern unter­
schiedlicher politischer Lager zu kommen, scheiter­
ten 1938, weil die KPD nicht bereit war, sich von den 
Stalinschen Säuberungen in Moskau zu distanzieren. 
Linksozialistische Gruppen waren aufgrund der Ver­
folgung von anarchistischen Gruppierungen durch 
Kommunisten in Spanien weitgehend desillusioniert. 
Der deutsch-sowjetische Nichtangriffsvertrag von 1939 
beendete endgültig die Volksfrontpolitik. Die franzö­
sische Resistance wurde erst zu einer Massenbewe­
&;lng, als die Kommunisten ihre bis zum deutschen 
Uberfall auf die Sowjetunion von dieser diktierte Zu­
rückhaltung aufgaben. Es gelang im Mai 1943, alle 
Widerstandsorganisationen, auch die kommunisti­
sche, im Conseil National de Resistance zu vereinen. 

Italienische Antifaschisten unterschiedlicher Par­
teizugehörigkeit fanden sich in den 30er Jahren auf 
Kongressen im Ausland zusammen und berieten über 
Optionen für die nachfaschistische Zeit. Widerstands­
aktionen in Italien wurden von einer weitgehend ge­
einten Resistenza durchgeführt. Zumal nach der Ent­
scheidung des Königs und Marschall BADOGLIOS, 
M USSOLINI abzusetzen, wurde aus der Resistenza eine 
antifaschistische Massenbewegung, die viele Provin­
zen selbst befreien konnte. 

4. Im deutschen Widerstand gegen den Nazismus 
fanden sich in kleinen Gruppen Frauen und Männer 

Regimegegner« , 

wiederherstellte« 
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zusammen, die in der Weimarer Republik als politi­
sche Gegner in unterschiedlichen Lagern ihren Stand­
ort hatten. Die von Martin BRoszAT (1986) beschrie­
bene »Widerstandsgemeinschaft der 
die - jedenfalls zeitweilig - einen »Rahmenkonsensus 
zwischen Christen, Konservativen und Kommuni­
sten existierte noch nach 1945, so in 
den sich spontan bildenden Antifa-Ausschüssen, die 
dann von den Besatzungsmächten schnell aufgelöst 
wurden. Ihre an einem Rätesystem orientierten De­
mokratievorstellungen entsprachen nicht denen der 
Siegermächte (vgl. NIETHAMMER u.a. 1976). 

Die Alliierten der Anti-Hitler-Koalition fixierten 
i.I? Potsdamer Abkommen ihre Vorstellungen zur 
Uberwindung der NS-Zeit und für einen demokrati­
schen Neuanfang. Dieser letztmalig gemeinsam ver­
ordnete A beinhaltete, Faschismus und Militarismus 
mitsamt ihren gesellschaftlichen Grundlagen restlos 
zu vernichten, Nazi- und Kriegsverbrecher zu ent­
eignen und zu bestrafen, Wiedergutmachungsleistun­
gen zu sichern und eine demokratische Entwicklung 
zu gewährleisten. Die sowjetische Besatzungsmacht 
favorisierte eine von ihr kontrollierte antifaschistisch­
demokratischen Ordnung. In der ersten Phase ermög­
lichte sie die Tätigkeit von Parteien mit unterschied­
lichen politischen Richtungen. Der antifaschistisch­
demokratische Konsens der Parteien reichte vorerst, 
Erscheinungsformen des Nazismus zu beseitigen, 
dafür einzutreten, Nazi-und Kriegsverbrecher zu ent­
fernen und die ersten Trümmer hinwegzuräumen. 
Junge Menschen, die nach anderen Werten suchten, 
erfuhren in diesem antifaschistischen Miteinander 
Vertrauen und eine neue Lebensperspektive. Der A 
wurde zu einer moralischen Institution und drückte 
eine andere Identität aus, die auf dem Bruch mit der 
NS-Zeit beruhte. 

Eine neue politische Kultur eines demokratischen 
Miteinander, das vorhandene Unterschiede in Tole­
ranz und ohne Repressionen aushalten konnte, ent­
stand daraus nicht, da dieser pluralistische Aufbruch 
nicht mit dem stalinistische System der sowjetischen 
Siegermacht vereinbar war. Der Stalinismus beendete 
diese Möglichkeit, und der seit Ende der 40er Jahre 
praktizierte A knüpfte zeitweise an den Feindbildern 
der Komintern der 20er und frühen 30er Jahre an. 

Jedoch übte die antifaschistisch-demokratische Ord­
nung mit ihrem wirklichen und vermeintlichen Neu­
beginn eine große Anziehungskraft auf aus dem Exil 
heimkehrende Intellektuelle aus. Viele EmigrantInnen 
kamen in den Ostteil zurück, weil sie an einer anti­
faschistische Erneuerung der Gesellschaft mitwirken 
wollten. Ernst BLOCH, Bertolt BRECHT, Hanns EIs­
LER, Stefan HERMLIN, Stefan HEYM, Hans MAYER, 
Anna SEGHERS, Arnold ZWEIG u.a. nahmen auf das 
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geistige Klima Einfluß und hatten eine große Präge­
kraft auf die junge, in der NS-Zeit aufgewachsene Ge­
neration. Viele Menschen orientierten sich an ihrer 
humanistischen und antifaschistischen Botschaft 
(vgl. BERGER 1990). Der A, in dem die Konzeption 
eines Neuaufbaus und die Erinnerung an die Gegner 
und die Opfer des Faschismus zusammentrafen, war 
zugleich Parteinahme für eine gesellschaftliche U m­
wälzung als Lehre aus dem Irrweg der deutschen 
Nation. Die tiefgreifenden Reformen schienen die 
richtige Antwort auf die Katastrophe des NS. Soziale 
Veränderungen vollzogen sich in Auseinandersetzung 
mit Nazismus, Kriegsverbrechen und Militarismus. 
So wurde der A zu einem konstitutiven Element der 
Politik der SED in der SBZ/DDR, die sich aber jeder­
zeit mehr an den Vorgaben sowjetischer Politik als an 
antifaschistischen Zielstellungen orientierte. 

Der anfangs auch in der SBZ vorhandene solidari­
sche Umgang aller Antifaschisten wurde Ende der 
40er Jahre immer mehr verengt und instrumentalisiert. 
Hitler-Gegner wie Jakob KAISER und andere wurden 
im nun einsetzenden Kalten Krieg als »Faschisten« 
verdächtigt und der Widerstand des 20. Juli 1944 als 
die Fortsetzung der NS-Politik mit anderen Mitteln 
disqualifiziert. Der antinazistische Konsens wurde 
auch anderen Gruppen wie den Zeugen Jehovas aufge­
kündigt, die erneut verboten und verfolgt wurden; 
den Roma und Sinti, den Homosexuellen, Deserteu­
ren und anderen blieb die Anerkennung als Opfer des 
Faschismus lange Zeit versagt. WestemigrantInnen ge­
rieten unter Spionageverdacht, und einzelne kommu­
nistische WiderstandskämpferInnen wurden in den 
50er Jahren verhaftet oder aus ihren bisherigen Funk­
tionen entlassen (LEO 1992, 143f). - Die deutschen 
Überlebenden aus dem sowjetischen GULag kamen 
Mitte der 50er Jahre zum größten Teil in die DDR. Sie 
erhielten einen sozialen Status wie die Opfer des Fa­
schismus, durften aber über die Verbrechen Stalins 
nicht sprechen. Diese geteilte Humanitas belastete sie 
und die heranwachsende Generation (WlTTICH 1991, 
657f). 

Vor dem Hintergrund der in der Bundesrepublik 
einsetzenden Einbindung ehemaliger Nazis in das 
öffentliche Leben, ihrer Rehabilitierung, der sehr 
zögerlichen Verurteilung von Nazi- und Kriegsver­
brechen, des Verdrängens und Verschweigens, konnte 
der A den Bürgern der DDR, die einen Bruch mit dem 
Naziregime vollzogen hatten, das Gefühl vermitteln, 
in dem Teil Deutschlands zu leben, der aus der NS­
Zeit die richtigen Lehren gezogen hatte. Nazi- und 
Kriegsverbrecher hatten in diesem Land keine Chance 
mehr. Krieg und Faschismus konnten sich hier nie 
wiederholen, da ihre sozialökonomische Basis be­
seitigt worden war. 
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Der antifaschistische Widerstandskampf wurde zu­
nehmend benutzt, die führende Rolle der SED zu legi­
timieren. Die DDR berief sich auf diesen Teil der Ge­
schichte und setzte sich zugleich von der Bundesrepu­
blik als westlichem Antipoden ab. Das rote Dreieck 
der politischen Häftlinge und damit der kommunisti­
sche Widerstand wurde zum Inbegriff der Auflehnung 
gegen das NS-Regime, andere Häftlings- und Wider­
standsgruppen wurden weniger erforscht und gewür­
digt. Die SED-Führung löste Anfang 1953 die Vereini­
gung der Verfolgten des Naziregimes als eigenständige 
Organisation auf und unterstellte die Komitees der anti­
faschistischen Widerstandskämpfer den SED-Leitun­
gen. Aus einem Instrument, Herrschaft zu kritisieren, 
wurde die Opposition gegen das NS-Regime in der 
DDR-Rezeption immer mehr zu einem Instrument, 
Herrschaft und die Herrschenden in der DDR zu legi­
timieren. Die Loyalität von Antifaschisten gegenüber 
der DDR blieb aufgrund des Traumas der NS-Zeit groß, 
selbst bei Oppositionellen wie Robert HAVEMANN 
oder Wolfgang HARICH. Eine Auseinandersetzung 
mit dem antifaschistischen Staat DDR und seinen 
stalinistischen Strukturen wurde dadurch erschwert. 

Die künstlerische Auseinandersetzung mit der Zeit 
des Faschismus blieb ein ständiges Thema. Schrift­
stellerInnen wie Anna SEGHERS, Bertolt BRECHT, 
Bruno APITZ, Christa WOLF, Stefan HERMLIN, Heinz 
BOBROWSKI, Dieter NÖLE, Max Walter SCHULZ, bil­
dende Künstler wie Fritz CREMER, Hubertus GIEBE, 
Heinz HEISIG, Filmemacher wie Konrad WOLF, 
Heiner CAROW, Musiker wie Hanns EISLER, Udo 
ZIMMERMANN und viele andere schufen eindrucks­
volle Werke\ die ein breites Publikum nicht nur in der 
DDR fanden. Zahlreiche Mahn- und Gedenkstätten 
wurden eröffnet, Schulen, Straßen und Plätze erhiel­
ten Namen von AntifaschistInnen aus Deutschland 
und anderen Ländern. All dies fand trotz einer oft­
mals damit einhergehenden politischen Instrumenta­
lisierung eine Akzeptanz unter der Bevölkerung und 
somit Eingang in das öffentliche Bewußtsein, auch 
wenn seine Prägekraft mit der zunehmenden Distanz 
zu den Werten der sozialistischen Gesellschaft in den 
1980er Jahren immer mehr abnahm. Gruppen der 
Bürgerbewegung nahmen sich antifaschistischer The­
men an, setzten sich mit rechtsextremistischen Grup­
pierungen in der DDR auseinander, stellten den anti­
faschistischen Monopolanspruch der SED in Frage. 
Neue politische Bewegungen in der Wendezeit knüpf­
ten an antifaschistische Ziele an, als sie zunächst an 
eine Erneuerung der DDR dachten. 

5. Trotz des ins Grundgesetz aufgenommenen antifa­
schistischen Grundkonsenses geriet "Antifaschis­
mus« in der Zeit der Ost-West-Konfrontation in der 
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Bundesrepublik zu einer negativ besetzten politischen 
Kategorie, die man im Antikommunismus aufzu­
lösen versuchte. Während viele ehemalige Nazis, vor 
allem die Eliten, nicht oder erst spät und selektiv für 
ihre Mitwirkung an NS-Verbrechen verurteilt wur­
den, standen Gegner des NS-Regimes im Kalten Krieg 
erneut vor Gericht, gerieten antifaschistische Organi­
sationen wie die VVN unter die Beobachtung des Ver­
fassungsschutzes und wurden in einigen Bundesländern 
zeitweise verboten oder sollten verboten werden. 

Erst die Studentenbewegung thematisierte ein 
neues antifaschistisches Selbstverständnis als Protest 
gegen die Väter und verband es mit einer Kritik an der 
Gesellschaft der Bundesrepublik. Die kritische Verar­
beitung einer beschwiegenen und verdrängten Ver­
gangenheit wurde zur Voraussetzung für die Erkennt­
nis der Gegenwart. Es entstanden zahlreiche Initiati­
ven zur regionalen Erforschung des antifaschistischen 
Widerstandes und neue Gedenkstätten für die Opfer 
der NS-Zeit. Künstler wandten sich mit ihren Büchern, 
Filmen, Bildern, Skulpturen und Liedern gegen das 
Verschweigen und Verdrängen. Peter WEISS' A'sthetik 
des Widerstands führte zu einer lebhaften Diskussion 
über die Defizite des A in der deutschen Arbeiter­
bewegung. 

Für den bürgerlichen »A der Phrase«, der keine 
wirkliche Auseinandersetzung mit den sozialökono­
mischen Ursachen des Faschismus führen wollte, hat 
W.F. HAUG (1967) den Begriff des »hilflosen A« ge­
prägt. Während das Phänomen 'Nationalsozialismus' 
in vielfältigen Varianten als »Herrschaft des U ngeists« 
u.ä.m. behandelt wurde, ist über seine Klassengrund­
lagen und die Zusammensetzung des den NS-Staat tra­
genden Interessenbündnisses weitgehend geschwie­
gen; statt dessen hat man, den Sozialfaschismus-Slogan 
umkehrend, Rot mit Braun gleichgesetzt. 

Der Bundespräsident, Richard v. WEIZSÄCKER, setzte 
mit seiner Rede zum 8. Mai 1985 ein Zeichen eines 
liberalen A. Im »Historikerstreit« 1986/87 bewies der 
A seine Hegemoniefähigkeit links von einer sich her­
ausbildenden nationalkonservativen Mitte (vgl. dazu 
Haug 1987, 200-54). 

Antifaschistische Bündnisse bildeten sich gegen die 
Gefahren, die von rechtsextremen Parteien, aber auch 
rassistischen und neofaschistischen Gruppierungen 
ausgehen. Trotz wiederholter Manifestationen gegen 
Rassismus und Neonazismus wurden die damit ver­
bundenen Gefahren für die demokratische Entwick­
lung in der bundesdeutschen Öffentlichkeit und bei 
den politischen Entscheidungsträgern erst spät wahr­
genommen und aufgegriffen. 

Unübersehbar sind die Versuche, sich des A zu ent­
ledigen, ihn zu kriminalisieren (BMI 1990), zu histo­
risieren oder ihn als Mythos allein auf seine Fehler 
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und historischen Versäumnisse zu reduzieren, ja sogar 
zu einer Gefahrenquelle, die einen neuen Faschismus 
heraufbeschwören könnte, zu erklären (GRUNENBERG 
1993). 

Der A wird seinen Platz in den Auseinandersetzun­
gen im Kampf gegen den F�schismus behalten. Dabei 
geht es nicht nur um seinen historischen Standort, 
sondern um seine Perspektiven in einer Welt, die 
durch rechtspopulistische und neofaschistische Bewe­
gungen gefährdet und durch einen zunehmenden Ras­
sismus und Nationalismus erschüttert wird. »Die 
politische Dimension eines neuen A geht über das 
bloße Anti hinaus.« (HAUG 1993, 349) Zur Verteidi­
gung universalistischer Menschenrechte und demo­
kratischer Bürgerrechte bedarf es eines neuen sozialen 
und demokratischen Konsenses. 
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Antonio LABRIOLA erklärt 1896 in seinen »Prälimina­
rien« über historischen Materialismus: »0 nsere Lehre 
hat den Blickwinkel jeder Ideologie ein für allemal 
überwunden.« Von ihrem Gründungsimpuls her voll­
zog sie den Bruch mit Ideologie, freilich nicht wie N A­
POLEON, der in Gestalt der »Ideologen« ,  die er als in­
tellektuelle »Windbeutel« anprangerte, störende Ein­
mischungen in seine Diktatur verfolgte, etwa wo sie 
sein Arrangement mit der katholischen Kirche kriti­
sierten (vgl. Head 1985 u. Haug 1993, Kap. 1). - Im 
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Der antifaschistische Widerstandskampf wurde zu­
nehmend benutzt, die führende Rolle der SED zu legi­
timieren. Die DDR berief sich auf diesen Teil der Ge­
schichte und setzte sich zugleich von der Bundesrepu­
blik als westlichem Antipoden ab. Das rote Dreieck 
der politischen Häftlinge und damit der kommunisti­
sche Widerstand wurde zum Inbegriff der Auflehnung 
gegen das NS-Regime, andere Häftlings- und Wider­
standsgruppen wurden weniger erforscht und gewür­
digt. Die SED-Führung löste Anfang 1953 die Vereini­
gung der Verfolgten des Naziregimes als eigenständige 
Organisation auf und unterstellte die Komitees der anti­
faschistischen Widerstandskämpfer den SED-Leitun­
gen. Aus einem Instrument, Herrschaft zu kritisieren, 
wurde die Opposition gegen das NS-Regime in der 
DDR-Rezeption immer mehr zu einem Instrument, 
Herrschaft und die Herrschenden in der DDR zu legi­
timieren. Die Loyalität von Antifaschisten gegenüber 
der DDR blieb aufgrund des Traumas der NS-Zeit groß, 
selbst bei Oppositionellen wie Robert HAVEMANN 
oder Wolfgang HARICH. Eine Auseinandersetzung 
mit dem antifaschistischen Staat DDR und seinen 
stalinistischen Strukturen wurde dadurch erschwert. 

Die künstlerische Auseinandersetzung mit der Zeit 
des Faschismus blieb ein ständiges Thema. Schrift­
stellerInnen wie Anna SEGHERS, Bertolt BRECHT, 
Bruno APITZ, Christa WOLF, Stefan HERMLIN, Heinz 
BOBROWSKI, Dieter NÖLE, Max Walter SCHULZ, bil­
dende Künstler wie Fritz CREMER, Hubertus GIEBE, 
Heinz HEISIG, Filmemacher wie Konrad WOLF, 
Heiner CAROW, Musiker wie Hanns EISLER, Udo 
ZIMMERMANN und viele andere schufen eindrucks­
volle Werke\ die ein breites Publikum nicht nur in der 
DDR fanden. Zahlreiche Mahn- und Gedenkstätten 
wurden eröffnet, Schulen, Straßen und Plätze erhiel­
ten Namen von AntifaschistInnen aus Deutschland 
und anderen Ländern. All dies fand trotz einer oft­
mals damit einhergehenden politischen Instrumenta­
lisierung eine Akzeptanz unter der Bevölkerung und 
somit Eingang in das öffentliche Bewußtsein, auch 
wenn seine Prägekraft mit der zunehmenden Distanz 
zu den Werten der sozialistischen Gesellschaft in den 
1980er Jahren immer mehr abnahm. Gruppen der 
Bürgerbewegung nahmen sich antifaschistischer The­
men an, setzten sich mit rechtsextremistischen Grup­
pierungen in der DDR auseinander, stellten den anti­
faschistischen Monopolanspruch der SED in Frage. 
Neue politische Bewegungen in der Wendezeit knüpf­
ten an antifaschistische Ziele an, als sie zunächst an 
eine Erneuerung der DDR dachten. 

5. Trotz des ins Grundgesetz aufgenommenen antifa­
schistischen Grundkonsenses geriet "Antifaschis­
mus« in der Zeit der Ost-West-Konfrontation in der 
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Bundesrepublik zu einer negativ besetzten politischen 
Kategorie, die man im Antikommunismus aufzu­
lösen versuchte. Während viele ehemalige Nazis, vor 
allem die Eliten, nicht oder erst spät und selektiv für 
ihre Mitwirkung an NS-Verbrechen verurteilt wur­
den, standen Gegner des NS-Regimes im Kalten Krieg 
erneut vor Gericht, gerieten antifaschistische Organi­
sationen wie die VVN unter die Beobachtung des Ver­
fassungsschutzes und wurden in einigen Bundesländern 
zeitweise verboten oder sollten verboten werden. 

Erst die Studentenbewegung thematisierte ein 
neues antifaschistisches Selbstverständnis als Protest 
gegen die Väter und verband es mit einer Kritik an der 
Gesellschaft der Bundesrepublik. Die kritische Verar­
beitung einer beschwiegenen und verdrängten Ver­
gangenheit wurde zur Voraussetzung für die Erkennt­
nis der Gegenwart. Es entstanden zahlreiche Initiati­
ven zur regionalen Erforschung des antifaschistischen 
Widerstandes und neue Gedenkstätten für die Opfer 
der NS-Zeit. Künstler wandten sich mit ihren Büchern, 
Filmen, Bildern, Skulpturen und Liedern gegen das 
Verschweigen und Verdrängen. Peter WEISS' A'sthetik 
des Widerstands führte zu einer lebhaften Diskussion 
über die Defizite des A in der deutschen Arbeiter­
bewegung. 

Für den bürgerlichen »A der Phrase«, der keine 
wirkliche Auseinandersetzung mit den sozialökono­
mischen Ursachen des Faschismus führen wollte, hat 
W.F. HAUG (1967) den Begriff des »hilflosen A« ge­
prägt. Während das Phänomen 'Nationalsozialismus' 
in vielfältigen Varianten als »Herrschaft des U ngeists« 
u.ä.m. behandelt wurde, ist über seine Klassengrund­
lagen und die Zusammensetzung des den NS-Staat tra­
genden Interessenbündnisses weitgehend geschwie­
gen; statt dessen hat man, den Sozialfaschismus-Slogan 
umkehrend, Rot mit Braun gleichgesetzt. 

Der Bundespräsident, Richard v. WEIZSÄCKER, setzte 
mit seiner Rede zum 8. Mai 1985 ein Zeichen eines 
liberalen A. Im »Historikerstreit« 1986/87 bewies der 
A seine Hegemoniefähigkeit links von einer sich her­
ausbildenden nationalkonservativen Mitte (vgl. dazu 
Haug 1987, 200-54). 

Antifaschistische Bündnisse bildeten sich gegen die 
Gefahren, die von rechtsextremen Parteien, aber auch 
rassistischen und neofaschistischen Gruppierungen 
ausgehen. Trotz wiederholter Manifestationen gegen 
Rassismus und Neonazismus wurden die damit ver­
bundenen Gefahren für die demokratische Entwick­
lung in der bundesdeutschen Öffentlichkeit und bei 
den politischen Entscheidungsträgern erst spät wahr­
genommen und aufgegriffen. 

Unübersehbar sind die Versuche, sich des A zu ent­
ledigen, ihn zu kriminalisieren (BMI 1990), zu histo­
risieren oder ihn als Mythos allein auf seine Fehler 
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und historischen Versäumnisse zu reduzieren, ja sogar 
zu einer Gefahrenquelle, die einen neuen Faschismus 
heraufbeschwören könnte, zu erklären (GRUNENBERG 
1993). 

Der A wird seinen Platz in den Auseinandersetzun­
gen im Kampf gegen den Fәschismus behalten. Dabei 
geht es nicht nur um seinen historischen Standort, 
sondern um seine Perspektiven in einer Welt, die 
durch rechtspopulistische und neofaschistische Bewe­
gungen gefährdet und durch einen zunehmenden Ras­
sismus und Nationalismus erschüttert wird. »Die 
politische Dimension eines neuen A geht über das 
bloße Anti hinaus.« (HAUG 1993, 349) Zur Verteidi­
gung universalistischer Menschenrechte und demo­
kratischer Bürgerrechte bedarf es eines neuen sozialen 
und demokratischen Konsenses. 
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